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Fälligkeitsterm ine Steuern /Sozialversicherung Dezember 2017 /Januar 2018

Steuerart Fälligkeit

11.12.2017 1 10.01.2018 2

11.12.2017 3 10.01.2018 4

11.12.2017 Entfällt

11.12.2017 Entfällt

Ende der Schonfrist Überweisung 5

obiger Steuerarten
bei Zahlung durch: Scheck 6

14.12.2017 15.01.2018

08.12.2017 05.01.2018

27.12.2017 29.01.2018

Die Kapitalertragsteuer sow ie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer
erfolgten Gew innausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständ ige Finanzamt abzuführen.

Kinder

Sprachaufenthalt im Ausland gilt
nur unter besonderen Umständen
als Berufsausbildung
Für ein volljähriges Kind, welches das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,
w ird Kindergeld gezahlt oder der Kin-
derfreibetrag gewährt, wenn sich das
Kind in einer Berufsausbildung befindet.
Sprachaufenthalte im Ausland können
nur unter besonderen Umständen als
Berufsausbildung anerkannt werden.

Dazu muss der Erwerb der Fremd-
sprachenkenntnisse einen konkreten
Bezug zu dem angestrebten Beruf auf-
weisen. Weiterhin bedarf es eines
gründlichen theoretisch-systematischen
Sprachunterrichts von grundsätzlich
mindestens zehn Wochenstunden. In
Einzelfällen kann auch eine andere
fremdsprachenfördernde Aktivität aus-
reichend sein, z. B. die Teilnahme an
Vorlesungen.

1 Für den abgelaufenen Monat.
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das

vorangegangene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das
vorangegangene Kalenderjahr.

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für
den vorletzten Monat.

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für
den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauer-
fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen
müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis
der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der
Fälligkeit erfolgt.

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung
erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung
erteilt werden.

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am
drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig.
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das
Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d.
h. am 21.12.2017/25.01.2018) an die jeweilige Einzugsstelle
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. W ird die Lohnbuchführung
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an
den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere,
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach
Feiertagen fällt.

Sehr geehrte Damen und Herren,

Aufwendungen für eine beruflich begründete Zweitwohnung am Beschäfti-
gungsort sind grundsätzlich als Kosten der doppelten Haushaltsführung steuer-
lich berücksichtigungsfähig. Doch auch beim bloßen Vorhalten einer Wohnung
am Arbeitsort während der Elternzeit können Werbungskosten vorliegen.

Vorsicht ist geboten, wenn man selbst Steuersparmodelle in der Familie ent-
wickelt. Wenn Eltern ihren minderjährigen Kindern Wertpapiere schenken, die
sie als deren gesetzliche Vertreter dann sofort verkaufen, kann ein Gestaltungs-
missbrauch vorliegen, der die Besteuerung bei den Eltern nicht verhindert.

Wer sich ehrenamtlich engagiert und dafür eine angemessene pauschale Auf-
wandsentschädigung erhält, unterliegt bezüglich dieser Beträge grundsätzlich
nicht der gesetzlichen Sozialversicherung.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. W ir beraten Sie gern.

Umsatzsteuer

Einkommensteuer, Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag



In einem vom Bundesfinanzhof ent-
schiedenen Fall klagte eine Mutter er-
folgreich auf die Zahlung von Kindergeld
für einen Zeitraum, in dem ihr Sohn in
den USA an einem internationalen mis-
sionarischen Trainingsprogramm teil-
nahm. Das Finanzgericht hatte bemän-
gelt, dass die Vertiefung des christlichen
Glaubens im Vordergrund gestanden
und das Programm keinen theoretisch-
systematischen Sprachunterricht umfasst
habe. Der Bundesfinanzhof dagegen
befand die vom Sohn besuchten Vorle-
sungen in englischer Sprache, die abge-
leisteten praktischen Arbeiten und die
Lernkontrollen für ausreichend. Auch
der konkrete Bezug zu einem ange-
strebten Beruf war gegeben, da der Sohn
in Deutschland ein Hochschulstudium
aufnehmen wollte (und inzwischen auf-
genommen hat), das die erfolgreiche
Teilnahme an einem englischen Sprach-
test erforderte.

Unternehmer/Unternehmen

Abgrenzung eines häuslichen
Arbeitszimmers von einer
Betriebsstätte
Werden betrieblich genutzte Räume in
die häusliche Sphäre eingebunden, sind
sie nur dann als Betriebsstätte anzuer-
kennen, wenn sie nach außen erkenn-
bar für einen intensiven und dauerhaf-
ten Publikumsverkehr vorgesehen sind,
so entschied der Bundesfinanzhof.

Im vorliegenden Fall hatte ein Ver-
sicherungsmakler für seine Tätigkeit im
Obergeschoss des Hauses seiner Töch-
ter, in welchem er auch wohnte, einen
Büroraum mit davor liegendem Flurbe-
reich und einer Gästetoilette angemie-
tet. Die darauf entfallenden Aufwen-
dungen machte er in voller Höhe als
Betriebsausgaben geltend. Das Finanz-
amt qualifizierte die Räume als häus-
liches Arbeitszimmer und lehnte den
Betriebsausgabenabzug ab.

Das Gericht folgte der Auffassung
des Finanzamts. Bei der Eingliederung
der betrieblich genutzten Räume in den
Wohnbereich fehlte es an der nach
außen erkennbaren W idmung für den
Publikumsverkehr.

Neue Entw icklungen bei eigen-
kapitalersetzenden Darlehn
Der Bundesfinanzhof hat seine langjäh-
rige Rechtsprechung zu eigenkapital-
ersetzenden Finanzierungshilfen geän-
dert. Hintergrund: Mit Aufhebung des
Eigenkapitalersatzrechts ist die gesetz-
liche Grundlage entfallen, bei Aufwen-
dungen eines Gesellschafters aus eigen-
kapitalersetzenden Finanzierungshilfen
nachträgliche Anschaffungskosten an-
nehmen zu können. W ird ein Gesell-
schafter im Insolvenzverfahren als Bürge
für Verbindlichkeiten der Gesellschaft in
Anspruch genommen, führt das nicht
mehr zu nachträglichen Anschaffungs-
kosten auf seine Beteiligung. Diese Ent-
scheidung kann große Auswirkungen
auf die Gesellschafterfremdfinanzierung
von Kapitalgesellschaften haben.

Im entschiedenen Fall hatte ein Al-
leingesellschafter im Jahr 2010 Bürg-
schaften für die Bankverbindlichkeiten
seiner GmbH übernommen. Nachdem
die GmbH Insolvenz anmeldete, wurde
er von der Bank aus den Bürgschaften
in Anspruch genommen. Sein Regress-
anspruch gegen die insolvente GmbH
führte nicht zum Erfolg. Daher bean-
tragte er die steuerliche Berücksichti-
gung seiner in diesem Zusammenhang
geleisteten Zahlungen als nachträgliche
Anschaffungskosten, die seinen Auflö-
sungsverlust entsprechend erhöhten.
Das Finanzamt lehnte die Berücksich-
tigung der Aufwendungen aus der In-

anspruchnahme der geleisteten Bürg-
schaften ab.

Nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs sind mit Aufhebung des Eigen-
kapitalersatzrechts neue Maßstäbe für
die steuerliche Berücksichtigung von
Aufwendungen des Gesellschafters aus
bisher eigenkapitalersetzenden Finan-
zierungshilfen zu entwickeln. Nachträg-
liche Anschaffungskosten sind demnach
nur noch sehr eingeschränkt entspre-
chend der handelsrechtlichen Definiti-
on anzuerkennen.

Der Bundesfinanzhof hat jedoch ei-
nen Vertrauensschutz geschaffen. Dem-
nach gilt seine bisherige Rechtsprechung
weiter, wenn ein Gesellschafter seine
eigenkapitalersetzenden Finanzierungs-
hilfen bis zum Tag der Veröffentlichung
des Urteils am 27. September 2017
geleistet hat oder wenn seine Finanzie-
rungshilfe bis zu diesem Tag eigenkapi-
talersetzend geworden ist.

Begrenzung der Steuerermäßigung
w egen Gew erbesteueranrechnung
ist betriebsbezogen
Sind im zu versteuernden Einkommen
gewerbliche Einkünfte enthalten, ermä-
ßigt sich die Einkommensteuer, soweit
sie anteilig auf die enthaltenen gewerb-
lichen Einkünfte entfällt. Die Ermäßigung
beträgt das 3,8-fache des Gewerbe-
steuermessbetrags (MB), höchstens aber
die tatsächlich zu zahlende Gewerbe-
steuer (GewSt). Die von der Gemeinde
festzusetzende GewSt richtet sich nach
deren Hebesatz. Beträgt der Hebesatz
mindestens 380 % , kann die GewSt mit
dem 3,8-fachen des Gewerbesteuer-
messbetrags angerechnet werden. Liegt
er unter 380 % , ist die Anrechnung auf
die zu zahlende GewSt begrenzt.

Der Bundesfinanzhof hatte über die
GewSt Anrechnung auf die Einkommen-
steuer des Z zu entscheiden. Er war
Kommanditist der A-KG, diese wiederum
war Kommanditistin der B-KG und die-
se wiederum Kommanditistin der C-KG.
Die A-KG zahlte keine Gewerbesteuern,
wohl aber die Untergesellschaften. Sie
waren in Gemeinden ansässig, die He-
besätze über und unter 380 % hatten.
Dabei ergab sich folgendes Bild:
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Z rechnete alle GewSt betriebsübergrei-
fend zusammen und wollte 1.056.400 €
angerechnet haben. Das Gericht ließ
aber nur eine betriebsbezogene, für

Gescheiterte Vermögensüber-
gabe gegen Versorgungsleis-
tungen w egen fortbestehender
Geschäftsführerstellung
Eine Vermögensübergabe gegen Versor-
gungsleistungen, die beim Übernehmer
als Sonderausgaben abgezogen wer-
den können, ist auch im Hinblick auf
eine GmbH-Beteiligung möglich. Dazu
muss der Übergeber einen mindestens
50 % igen Anteil an einer GmbH auf
den Übernehmer übertragen. Weiterhin
muss der Übergeber als Geschäftsfüh-
rer tätig gewesen sein und der Über-

nehmer muss diese Tätigkeit nach der
Übertragung übernehmen.

„ Übernehmen“ bedeutet, dass der
Übergeber seine Geschäftsführerstellung
aufgeben muss. Das hat der Bundes-
finanzhof im Fall eines Vaters entschie-
den, der seine 100 % -ige GmbH-Beteili-
gung gegen Zahlung einer lebenslangen
Versorgungsrente auf seinen Sohn über-
trug, aber neben seinem Sohn wei-
terer Geschäftsführer der GmbH blieb.
Der Sohn konnte daher seine Renten-
zahlungen an seinen Vater nicht als Son-
derausgaben geltend machen.

M ieter/Verm ieter

Ausnahme bei den anschaffungs-
nahen Herstellungskosten
Wer ein Gebäude anschafft, kann in-
nerhalb der ersten drei Jahre größere
Aufwendungen zur Beseitigung von
Mängeln nur dann sofort als Werbungs-
kosten absetzen, wenn diese nicht über
15 % der Anschaffungskosten des Ge-
bäudes liegen. Höhere Instandhaltungs-
kosten führen zu anschaffungsnahen
Herstellungskosten, die sich nur über
die Abschreibung des Gebäudes steuer-
mindernd auswirken.

Von diesem Grundsatz gibt es aller-
dings eine Ausnahme: Aufwendungen
zur Beseitigung eines Substanzschadens,
der erst nach Anschaffung einer ver-
mieteten Immobilie durch schuldhaftes
Handeln desMieters verursacht wurde,
können als Werbungskosten sofort ab-
ziehbar sein. Das hat der Bundesfinanz-
hof in einem Fall entschieden, in dem
sich die angeschaffte Eigentumswoh-
nung zum Zeitpunkt des Übergangs
von Nutzen und Lasten in einem man-
gelfreien Zustand befand.

Erst nach der Anschaffung begannen
die Probleme. Die Mieterin verweiger-
te die Zahlung fälliger Nebenkosten,
woraufhin die neue Eigentümerin das
Mietverhältnis kündigte. Anschließend
stellte sie erhebliche von der M ieterin
verursachte Schäden, w ie eingeschla-
gene Scheiben an Türen, Schimmel an
Wänden und zerstörte Bodenfliesen,
fest. Ein nicht gemeldeter Rohrbruch
im Badezimmer verursachte hohe Fol-
geschäden. Aufwendungen von rund
20.000 € waren für die Instandsetzung
erforderlich.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die
Auffassung der neuen Eigentümerin,
dass es sich dabei um sofort abziehba-
ren Erhaltungsaufwand handelt, denn
die Schäden waren im Zeitpunkt der
Anschaffung nicht vorhanden. Es waren
auch keine nach dem Erwerb auftreten-
den altersüblichen Mängel und Defek-
te, die anschaffungsnahe Herstellungs-
kosten sind.

DasSteuerrecht erkennt grundsätzlich
zivilrechtliche Gestaltungen an. Die Ver-
tragsparteien dürfen ihre Verhältnisse
so einrichten, wie dies steuerrechtlich
am günstigsten ist. Das gilt allerdings
nicht für missbräuchliche Gestaltungen.
Ein Missbrauch liegt vor, wenn eine
unangemessene Gestaltung gewählt
w ird, die im Vergleich zu einer an-
gemessenen Gestaltung zu einem
gesetzlich nicht vorgesehenen Steu-
ervorteil führt und durch beachtliche
außersteuerliche Gründe nicht gerecht-
fertigt werden kann.

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz
hatte folgenden Fall zu entscheiden:
Eltern schenkten ihren minderjährigen
Töchtern Aktien. Nur wenige Tage nach
der Schenkung verkauften die Eltern
als gesetzliche Vertreter ihrer Töchter
die Aktien mit Gewinn. Die Veräußer-
ungsgewinne setzten sie in den Einko-
mmensteuererklärungen der Töchter
an. Da die Töchter über keine weiteren

Einkünfte verfügten, blieben die Ge-
winne steuerfrei.

DasFinanzamt ging wegen deszeit-
lichen Zusammenhangs zwischen den
Schenkungen und den Weiterveräußer-
ungen von einem Gestaltungsmiss-
brauch aus und erfasste die Veräuße-
rungsgewinne als Einkünfte bei den
Eltern.

Das Finanzgericht gab in seiner Ent-
scheidung dem Finanzamt Recht. Den
von den Eltern angegebenen Grund
für die Gestaltung, die Verwendung
der Gewinne zur finanziellen Absicher-
ung der Kinder, sah das Gericht nicht
als ausreichenden außersteuerlichen
Grund an. Dass die Käufer der Aktien
die Kaufpreise auf Konten der Töchter
überwiesen hatten, ändere nach Auf-
fassung desGerichts nichts an der un-
angemessenen, umständlichen und
gekünstelt erscheinenden Gestaltung.

Der Bundesfinanzhof mussabschlie-
ßend entscheiden.

Einkommensteuer

Hebesatz GewSt Faktor 3,8 Begrenzung

B-KG 204.000 € 310 % 632.400 € 775.200 € 632.400 €

C-KG 74.000 € 597 % 441.780 € 281.200 € 281.200 €

Summe 278.000 € 1.074.180 € 1.056.400 € 913.600 €

jede Untergesellschaft getrennt berech-
nete Anrechnung mit der Summe von
913.600 € zu.

Gestaltungsm issbrauch bei einer dem Verkauf von Aktien
vorgeschalteten Schenkung an minderjährige Kinder
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Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich geschützt.
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Verwertung bedarf der schriftlichen Zustimmung der
Herausgeber.

Die Deutsche Rentenversicherung Bund
sah ihn als einen geringfügig Beschäf-
tigten an und verlangte Beiträge zur
gesetzlichen Rentenversicherung nach.

Zu Unrecht, w ie das Bundessozial-
gericht entschied. Ehrenamtliche Tätig-
keiten seien grundsätzlich ideeller Na-
tur und nicht auf Erwerb ausgerichtet.
Die Gewährung angemessener Auf-
wandsentschädigungen ändere daran
nichts.

Umsatzsteuer

Verkauf von „W iesnbrezn“ auf
dem Oktoberfest unterliegt dem
ermäßigten Umsatzsteuersatz
Der Bundesfinanzhof sieht, anders als
zuvor Finanzverwaltung und Finanzge-
richt, in dem Verkauf von Brezeln in ei-
nem Festzelt auf dem Oktoberfest keine
restaurantähnliche Leistung, sondern
eine dem ermäßigten Steuersatz von
7 % unterliegende Lebensmittellieferung.
Das gilt für den Fall, dass nicht der Fest-
zeltbetreiber selbst, sondern ein ande-
rer Unternehmer die Brezeln verkauft.
Diesem sind insbesondere die vom Fest-
zeltbetreiber aufgestellten Bierzeltgar-
nituren nicht als eigene Verzehrvorrich-
tungen zuzurechnen.

Im entschiedenen Fall konnten nach
der wirtschaftlichen Realität der Brezel-
verkäufer und seine Kunden die Sitz-
gelegenheiten nur mitbenutzen. Der
Brezelverkäufer konnte den Besuchern
des Festzelts keine Plätze zuweisen.
Diese durften die Sitzplätze auch nicht
ausschließlich für den Erwerb und
Verzehr von Brezeln nutzen, sondern
mussten Getränke und/oder Speisen
vom Festzeltbetreiber beziehen.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

W erbungskosten durch Vorhalten
einer W ohnung am Arbeitsort
w ährend der Elternzeit
Ausschließlich berufliche Gründe recht-
fertigen es nach einem Urteil des Fi-
nanzgerichts Berlin-Brandenburg, eine
Wohnung am Arbeitsort während der
Elternzeit beizubehalten. Der Beurteilung
lag der nachfolgend geschilderte Sach-
verhalt zugrunde:

Die in einem Krankenhaus beschäf-
tigte Ärztin wohnte und arbeitete in
B. Sie unterhielt dort eine 2 ½ -Zimmer-
Wohnung. Nach der Geburt ihres Kinds
zog sie mit ihrem Lebensgefährten zu-
sammen. Der Familienwohnsitz war
seitdem in G. Während der dreijäh-
rigen Elternzeit kündigte sie ihre in
B gelegene Wohnung nicht auf. Ihre
Planung sah vor, das Beschäftigungs-
verhältnis in B nach dem Auslaufen der
Elternzeit w ieder aufzunehmen. Die
Wohnung lag günstig zum Arbeitsort,
die Miete war für die Ortsverhältnisse
niedrig. Außerdem herrschte in B ein
starker Wohnungsmangel. Der Auszug
aus der bisherigen Wohnung mit spä-
terer neuer Wohnungssuche wäre mit
erheblichen organisatorischen und finan-
ziellen Aufwendungen verbunden gewe-
sen. Die Argumente überzeugten das
Gericht. Es berücksichtigte die Aufwen-
dungen als Werbungskosten.

Der Bundesfinanzhof muss mögli-
cherweise abschließend entscheiden.

Erbschaft- und Schenkungsteuer
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Geänderte Schenkungsteuer-
festsetzung für den Vorerw erb
ist w eder Grundlagenbescheid
noch rückw irkendes Ereignis
Erhält jemand innerhalb von zehn Jah-
ren mehrere Schenkungen von derselben
Person, werden für Zwecke der Schen-
kungsteuer alle Erwerbe in dieser Zeit
zusammengerechnet. Dazu werden dem
Letzterwerb die Vorerwerbe nach ihrem
früheren Wert zugerechnet. Dadurch soll
verhindert werden, dass durch die Auf-
splittung von Schenkungen der persön-
liche Schenkungsteuerfreibetrag mehr-
fach ausgenutzt werden kann. Auch
beim Erbfall werden die Vorerwerbe der
letzten zehn Jahre hinzugerechnet.

W ird ein Steuerbescheid für einen
Vorerwerb geändert, weil sich bspw.
im Nachhinein ein höherer Schenkung-
steuerwert ergeben hat, darf ein be-
reits vorher ergangener rechtskräftiger
Steuerbescheid für den nachfolgenden
Erwerb nicht mehr geändert werden,
um diesen höheren Wert zu berücksich-
tigen. Nach einem Urteil des Bundes-
finanzhofs ist der geänderte Bescheid
für den Vorerwerb weder ein Grundla-
genbescheid, noch ein rückwirkendes
Ereignis, das zu einer Berichtigung des
Steuerbescheids für den Letzterwerb
berechtigt.

Ehrenam t

Ehrenamtliche Tätigkeiten nicht
sozialversicherungspflichtig
Ehrenamtliche Tätigkeiten sind auch
dann nicht sozialversicherungspflichtig,
wenn die betreffenden Personen neben
Repräsentations- auch Verwaltungsauf-
gaben wahrnehmen und an sie ange-
messene pauschale Aufwandsentschä-
digungen gezahlt werden.

Im entschiedenen Fall verfügte eine
Kreishandwerkerschaft über eine Ge-
schäftsstelle mit Angestellten und ei-
nem hauptamtlichen Geschäftsführer.
Der Kreishandwerksmeister, Vorstand
der Kreishandwerkerschaft, war ehren-
amtlich tätig, erhielt aber regelmäßig
pauschale Aufwandsentschädigungen.


